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Der Parlamentarische Staatssekretär Bonn, den 29. Dezember 1970 

beim 

Bundesminister der Finanzen 

I B/4 - FV 5080 - 120/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Gemeindefinanzen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Sdineider 
(Nürnberg), Dr. Althammer, Dr. Riedl (Mündien), Dr. 
Jobst, Biehle, Weigl, Wagner (Günzburg), Kiedile, 
Niegel, Dr. Fuchs und Genossen 
- Drucksache VI/1608 -- 


Der Bundesregierung sind die finanziellen Schwierigkeiten der 
Gemeinden, die sich aus dem Ansteigen der Bau- und Personal- 
kosten ergeben haben, bekannt. Sie wird sich bemühen, die 
Gemeinden bei der Überwindung dieser Schwierigkeiten nach 
Möglichkeit zu unterstützen. Hierüber kann jedoch nur unter 
Berücksichtigung der finanziellen Bedürfnisse aller öffentlichen 
Aufgabenträger im Rahmen einer ausgewogenen gesamtstaat- 
lichen Finanzpolitik entschieden werden. Da sich die Erhöhung 
der Bau- und Personalkosten auf alle öffentlichen Haushalte 
ausgewirkt hat und die Steuereinnahmen die veranschlagten 
Beträge nicht voll erreicht haben, sind z. Z. keine Reserven ver- 
fügbar, um den Anteil der Gemeinden am Gesamtsteueraufkom- 
men zu Lasten der staatlichen Aufgabenträger zu erhöhen. 

Die Anfrage geht davon aus, daß ein Zusammenhang zwischen 
der Finanzreform und den gegenwärtigen finanziellen Schwie- 
rigkeiten der Gemeinden gegeben ist, so daß die Schwierig- 
keiten im Wege einer Weiterführung der Finanzverfassungs- 
reform gelöst werden könnten. Ich möchte dazu feststellen, daß 
ein solcher Zusammenhang nicht gegeben ist. Weder die Ein- 
führung beweglicher Hebesätze für den Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer noch eine Änderung des dem Verteilungs- 
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Schlüssel zugrunde liegenden Sockelbetrages sind dazu be- 
stimmt oder geeignet, die Finanzausstattung der Gemeinden 
allgemein zu erhöhen. 


Die einzelnen Fragen beantworte ich wie folgt: 


1. Beabsichtigt die Bundesregierung, einen Gesetzentwurf zur Ein- 
führung beweglicher Hebesätze bei der Gemeindeeinkommen- 
steuer gemäß Artikel 106 Abs, 5 letzter Satz des Grundgesetzes 
vorzulegen? Gegebenenfalls wann? 

Der Bundestag hat bei der Verabschiedung des Gemeindefinanz- 
reformgesetzes am 18. Juni 1969 die Bundesregierung ersucht, 
die Einführung des Hebesatzrechts für den Gemeindeanteil an 
der Einkommensteuer im Rahmen der laufenden Vorbereitun- 
gen zur allgemeinen Steuerreform zu prüfen und dem Bundes- 
tag darüber zu berichten. Die Bundesregierung beabsichtigt 
dementsprechend, im Rahmen ihrer Vorschläge zur Steuer- 
reform auch zur Einführung eines Hebesatzrechts Stellung zu 
nehmen. 


2. Nach § 3 Abs. 2 des Gemeindefinanzreformgesetzes vom 8. Sep- 
tember 1969 sollen sich ab 1. Januar 1972 die Sockelbeträge für 
den Verteilungsschlüssel für den Gemeindeanteil an der Ein- 
kommensteuer von 8 000/ 16 000 DM auf 80 000/ 160 000 DM 
erhöhen. Denkt die Bundesregierung - namentlich im Hinblick 
auf den bis zum 1. Oktober 1971 vorzulegenden Bericht über das 
Ergebnis der Einkommensteuerstatistik und deren Auswirkun- 
gen auf die Anhebung der Sockelbeträge (Entschließung c^s 
Deutschen Bundestages vom 18. Juni 1969) - an eine Verlegung 
des Erhöhungszeitpunktes? 

Die Frage der Anhebung des Sockelbetrages für den Vertei- 
lungsschlüssel für den Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 
ist auf Grund des Antrages der Abgeordneten Dr. Häfele und 
der Fraktion der CDU/CSU - Drucksache VI/ 1255 - bereits vom 
Bundestag erörtert worden. Der Finanzausschuß hat beschlos- 
sen, die Beratung im Mai nächsten Jahres fortzusetzen. Die Bun- 
desregierung wird bis dahin über den Stand der Untersuchun- 
gen der voraussichtlichen Auswirkungen der Erhöhung des 
Sockelbetrages berichten. Eine Stellungnahme muß daher bis zu 
diesem Zeitpunkt zurückgestellt werden; die Bundesregierung 
denkt allerdings nicht an eine Verschiebung des Erhöhungszeit- 
punktes. 


3. Beabsichtigt die Bundesregierung, entsprechend den Forderun- 
gen der kommunalen Spitzenverbände den Beteiligungssatz der 
Gemeinden an der Einkommensteuer zu erhöhen? Gegebenen- 
falls um wieviel (Anteilsatz und Betrag) und ab wann? 
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Eine Erhöhung des Beteiligungssatzes der Gemeinden an der 
Einkommensteuer kommt aus den eingangs dargelegten Grün- 
den im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht in Betracht. 
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4. Beabsichtigt die Bundesregierung, entsprechend dem Verlangen 
der Gemeinden den Anteil an dem Aufkommen aus der Mineral- 
ölsteuer zu erhöhen, der für Maßnahmen zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden zweckgebunden ist? 
Gegebenenfalls ab wann und in welchem Umfang? 

Eine Erhöhung des Gemeindeanteils am Aufkommen aus der 
Mineralölsteuer nach dem z. Z. geltenden Tarif scheitert gegen- 
wärtig aus den gleichen Gründen wie eine Erhöhung des Ge- 
meindeanteils an der Einkommensteuer. Die Bundesregierung 
prüft jedoch, ob dem Anliegen der Gemeinden durch eine be- 
grenzte Er-höhung der Mineralölsteuer zugunsten des verstärk- 
ten Verkehrsausbaus in den Gemeinden Rechnung getragen 
werden kann. 


Dr. Reischl 
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